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Putin	vor	Gericht	–	an	dieser	elektrisierenden	Perspektive	wurde	bereits	unmittelbar	
nach	dem	russischen	Angriff	auf	die	Ukraine	im	Februar	2022	gearbeitet. Schon am 28. 
Februar hatte der Chefankläger des	Internationalen	Strafgerichtshofs	(IStGH)	Karim Khan 
eine Untersuchung zur Situation in der Ukraine angekündigt. Hier geht es um die mögliche 
Verfolgung von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die	Ukraine	
hat	in	einer	Ad-hoc-Erklärung	die	Zuständigkeit	des	IStGH	nach	Art.	12	Abs.	3	des	
Römischen	Statuts	anerkannt.	
 
Die	strafbare	Handlung	der	Aggression/Angriffskrieg	ist	erst	später	in	Art.	8bis	des	
Römischen	Statuts	definiert	worden.	Seit	dem	17.	Juli	2018	kann	der	IStGH	seine	
Gerichtsbarkeit	auch	über	das	Verbrechen	der	Aggression	ausüben.	Dabei	definiert	Art.	
8bis	des	Römischen	Statuts	das	Verbrechen	der	Aggression	als	"Planung,	Vorbereitung,	
Einleitung	oder	Ausführung	einer	Angriffshandlung,	die	ihrer	Art,	ihrer	Schwere	und	
ihrem	Umfang	nach	eine	offenkundige	Verletzung	der	Charta	der	Vereinten	Nationen	
vom	26.	Juni	1945	darstellt".	

Das	Verbrechen	der	Aggression	kann	durch	den	Gerichtshof	nach	Art.	15bis	Abs.	5	
IStGH-Statut	allerdings	nur	dann	verfolgt	werden,	wenn	der	betreffende	Staat	
Vertragspartei	dieses	Statuts	ist	und	das	Verbrechen	von	Staatsangehörigen	des	
betreffenden	Staates	oder	in	dessen	Hoheitsgebiet	begangen	wurde.	Da	aber	weder	
Russland	noch	die	Ukraine	das	Römische	Statut	unterzeichnet	haben,	wäre	für	
Ermittlungen	gegen	Putin	zur	strafbaren	Handlung	der	Aggression	eine	Resolution	des	
Sicherheitsrats	zur	Überweisung	an	den	IStGH	nötig.	Diese	Resolution	könnte	Russland	
mit	seinem	Vetorecht	verhindern.	Unter	den	aktuellen	politischen	Verhältnissen	in	
Russland	ist	eine	Verurteilung	von	Wladimir	Putin	als	Aggressor	daher	nicht	zu	
erwarten.	

Um	diese	Schwierigkeiten	zu	umgehen,	wird	seit	einiger	Zeit	die	Möglichkeit	in	der	
Öffentlichkeit	gehandelt,	ein	internationales	Kriegsverbrechertribunal	in	Anlehnung	an	
die	Nürnberger	Tribunale	zu	installieren.	Zu	diesem	Zweck	nun	haben	sich	die	
Justizminister	der	G7	Ende	November	2022	in	Berlin	getroffen,	um	die	Isolation	
Russlands	weiter	voranzutreiben	aber	auch	die	Möglichkeiten	der	Errichtung	eines	
Sondergerichtshofes	zu	erörtern.	Eingeladen	waren	auch	der	Justizminister	und	der	
Generalstaatsanwalt	der	Ukraine	sowie	der	Chefankläger	des	IStGH	und	der	
Generalstaatsanwalt	der	BRD.	Der	Vorteil	eines	solchen	Tribunals	wäre	die	Möglichkeit,	
sich	vom	Römischen	Statut	zu	emanzipieren	und	die	Verfahrensvoraussetzungen	selbst	
zu	definieren.	

Diese	Überlegungen	könnte	man	sich	allerdings	sparen,	wenn	man	sie	schon	bei	den	
vergangenen	völkerrechtswidrigen	Kriegen	gegen	Jugoslawien,	Afghanistan,	Irak,	Libyen	
und	Syrien	angestellt	hätte.	Für	die	möglichen	Kriegsverbrecher	Scholz,	Fischer,	Bush,	
Rumsfeld,	Cheney,	Blair,	Obama	und	Trump	wären	internationale	Tribunale	durchaus	in	
Frage	gekommen.	Doch	damals	rief	niemand	nach	dem	Völkerrecht	und	der	IStGH	war	
allenfalls	gegen	afrikanische	Despoten	und	Kriegsverbrecher	aktiv.	Angesichts	dieser	
Einäugigkeit	stellt	sich	aber	die	Frage,	was	insbesondere	die	USA	aber	auch	die	NATO-
Staaten	legitimiert,	nun	nach	dem	Richter	zu	fragen.	Und	hier	setzt	der	Göttinger	Straf-	



und	Völkerrechtler	Kai	Ambos	mit	seinem	schmalen	Band	„Doppelmoral.	Der	Westen	
und	die	Ukraine“	im	Westend-Verlag	an.	

Der	Autor	gliedert	seine	Untersuchung	in	zwei	große	Kapitel.	Zunächst	geht	er	in	Kapitel	
1	der	Frage	nach,	wie	umfangreich	die	Unterstützung	für	die	westliche	Ukraine-Politik	
eigentlich	war,	um	im	darauffolgenden	zweiten	Kapitel	den	„widersprüchlichen	Umgang	
des	Westens	mit	dem	Völker(straf)recht“	zu	thematisieren.	In	einem	kurzen	
Schlusskapitel	fügt	er	seine	Forderung	nach	größerer	westlicher	Konsistenz	im	
Völker(straf)recht	an.	

Ausgehend	von	der	Resolution	vom	2.	März	2022,	mit	der	die	UN-Generalversammlung	
mit	141	gegen	fünf	Stimmen	bei	35	Stimmenthaltungen	den	Angriff	Russlands	als	
„Aggression“	aufs	„Schärfste“	verurteilt	und	den	sofortigen,	vollständigen	und	
bedingungslosen	Rückzug	aller	russischen	Truppen	fordert,	hat	sich	im	Westen	die	
Vorstellung	verfestigt,	dass	der	Angriff	„die	ganze	Welt	erschüttert“	(Baerbock)	und	
Russland	vollkommen	isoliert	habe.	Schaut	man	sich	allerdings	genauer	an,	welche	
Staaten	die	westliche	Ukraine-Politik	tatsächlich	unterstützten,	so	beschränkt	sich	das	
auf	insgesamt	38	Staaten,	die	Sanktionen	gegen	Russland	verhängt	haben.	Nur	knapp	30	
Staaten	haben	militärische	Hilfe	zugesagt.	Unter	den	Staaten,	die	keine	Sanktionen	gegen	
Russland	verhängen,	sind	nicht	nur	bekanntermaßen	die	VR	China,	Indien	und	
Südafrika,	sondern	auch	so	wichtige	Staaten	wie	die	Türkei	und	Mexico.	So	reduziert	
sich	die	Unterstützung	der	westlichen	Ukraine-Politik,	die	über	die	bloße		Zustimmung	
zur	UN-Resolution	hinausgeht,	auf	48	von	193	Staaten	in	der	UNO.	

Auf	der	Suche	nach	dieser	Zurückhaltung	verweist	der	Autor	unter	Bezug	auf	die	
allmählich	auch	hier	wahrgenommenen	„Third	World	Approaches	in	International	Law“	
(TWAIL)	auf	die	kolonialen	Ursprünge	des	Völkerrechts,	dessen	„regelbasierte	Ordnung“	
bis	zum	postkolonialen	Ende	der	unipolaren	Weltordnung	„als	hegemoniales	und	damit	
illegitimes	Projekt	an	sich	in	Frage	gestellt	wird“	(S.	33)	Das	ist	ein	wichtiger	Hinweis	
darauf,	dass	die	westliche	Hegemonie	nicht	nur	alle	politischen	Felder	der	
ökonomischen	und	humanitären	Zusammenarbeit	bis	heute	dominiert,	sondern	auch	die	
rechtlichen	Grundlagen	dieses	Systems	immer	noch	prägt.	Es	erklärt	auch	die	kritische	
Haltung	vor	allem	der	ehemals	kolonialen	Länder	gegenüber	der	unbedingten	
Unterstützung	der	Ukraine	durch	die	Herren	dieser	alten	Ordnung.	Erst	in	neuerer	Zeit	
wird	sie	durch	eine	multipolare	Weltordnung	abgelöst	und	entkolonialisiert.	

Doch	ist	die	Widersprüchlichkeit	und	Doppelmoral,	mit	der	der	Westen	mit	dem	
Völkerrecht	umgeht,	nach	wie	vor	zu	offensichtlich,	als	dass	seine	Politik	–	und	vor	allem	
die	der	USA	–	Glaubwürdigkeit	beanspruchen	kann.	Die	Liste	der	Verstöße	gegen	das	
Völkerrecht	in	jüngerer	Zeit	ist	lang:	ob	die	rechtswidrige	Irak-Invasion	2003,	die	
extralegalen	Hinrichtungen	in	dem	am	21.	September	2001	begonnenen	„Krieg	gegen	
den	Terror“,	die	Tötung	der	Al-Qaida	Führer	Osama	Bin	Laden	und	Ayman	al-Tawahiri.	
Die	Ermordung	des	iranischen	Generals	Qasem	Solaimani	am	7.Januar	2020	am	
Flughafen	von	Bagdad	müsste	man	hinzufügen.							

Richtig	ist	auch	der	Hinweis	des	Autors	auf	den	Überfall	der	NATO	auf	Jugoslawien,	eine	
nicht	nur	umstrittene	(Ambos	S.	40),	sondern	eindeutig	rechtswidrige	Intervention,	da	
weder	vom	UN-Sicherheitsrat	mandatiert	noch	durch	Artikel	51	UN-Charta	–	
Selbstverteidigung		-	gerechtfertigt.	Auch	die	insbesondere	vom	damaligen	
Außenminister	Fischer	bemühte	„humanitäre	Intervention“	taugt	nicht	als	Ausnahme	



vom	zwingenden	Gewaltverbot	des	Art.	2	Ziff.	4	UN-Charta.	Alt-Bundeskanzler	Schröder	
hat	schließlich	2014	eingeräumt,	dass	der	von	ihm	mitbeschlossene	Krieg	
völkerrechtswidrig	gewesen	ist.	Die	ehemalige	Chefanklägerin	des	Jugoslawien-
Tribunals	Carla	Del	Ponte	hat	die	von	ihrer	Vorgängerin	Louise	Arbour	vorbereiteten	
Untersuchungen	wegen	Kriegsverbrechen	einstellen	müssen	und	im	Jahr	2000	durch	
einen	Persilschein	die	NATO	entlastet.	In	ihrem	autobiografischen	Bericht	über	ihre	Zeit	
als	Chefanklägerin	sowohl	des	Jugoslawien-	wie	auch	Ruanda-Tribunals	–	„Ich	bin	keine	
Heldin“,	Frankfurt/Main,	2021-	hat	sie	bekannt,	dass	sie	an	den	Ermittlungen	gehindert	
wurde:	„Als	ich	in	Brüssel	die	Unterlagen	anforderte,	kooperierte	die	NATO	nicht.	Ihr	
Generalsekretär	verwies	mich	an	die	einzelnen	Mitgliedstaaten.	Dann	hieß	es	plötzlich,	
die	Dokumente	seinen	vernichtet	worden.	Eine	Lüge...“	(Del	Ponte,	S.	66,	67).					

Ambos	verweist	auch	zu	Recht	auf	die	höchst	zweifelhafte	Praxis	des		IStGH	bei	seinen	
Ermittlungen	wegen	Foltervorwürfen	gegen	britische	Soldaten	in	Irak	und	US-Soldaten	
in	Afghanistan.	Sowohl	die	ehemalige	Chefanklägerin	Fatou	Bensouda	wie	der	aktuelle	
Chefankläger	Karim	Khan	haben	schließlich	die	Ermittlungen	mit	wenig	überzeugenden	
Gründen	eingestellt.	Der	verbreitete	Eindruck	ist	nicht	von	der	Hand	zu	weisen,	dass	die	
beiden	Regierungen	nachgeholfen	haben.	Hinzufügen	könnte	man	die	schon	2021	
beschlossenen	Untersuchungen	des	IStGH	gegen	Israel	wegen	des	militärischen	
Überfalls	auf	Gaza	2014	und	der	Siedlungspolitik	im	Westjordanland.	Es	ist	nicht	
bekannt,	ob	sie	überhaupt	schon	begonnen	haben,	da	Israel	den	Zugang	zu	den	
besetzten	Gebieten	verweigert,	und	wie	der	gegenwärtige	Stand	ist.	

Der	Autor	schließt	seinen	Überblick	über	die	„völkerrechtlichen	Inkonsistenzen“	mit	
dem	dubiosen	„Memorandum	of	Understanding“	zwischen	der	Türkei,	Schweden	und	
Finnland	über	die	Auslieferung	mutmaßlicher	kurdischer	„Terroristen“,	um	die	
Zustimmung	der	Türkei	zur	Aufnahme	der	beiden	Länder	in	die	NATO	zu	erlangen,	
sowie	dem	britischen	Entwurf	einer	Bill	of	Rights,	der	die	Rechtsprechung	des	
Europäischen	Gerichtshofs	für	Menschenrechte	einzuschränken	versucht.	Das	sind	
zweifellos	zwei	bedenkliche	Beispiele	des	Umgangs	mit	dem	Völkerrecht,	die	nicht	
geeignet	sind,	das	Vertrauen	in	die	Menschenrechtspolitik	des	Westens	zu	stärken.	
Ungleich	schwerwiegender	ist	jedoch	das	Schweigen	der	NATO-Staaten,	welches	sie	
gegenüber	den	offen	völkerrechtswidrigen	militärischen	Interventionen	ihres	Mitgliedes	
Türkei	im	Norden	des	Irak	und	Syriens	gegen	die	Kurden	bewahren	und	damit	faktisch	
unterstützen.	Eine	Analyse	der	Beweggründe	und	Folgen	dieser	fatalen	Politik	für	die	
Glaubwürdigkeit	der	NATO	wäre	im	Rahmen	dieser	Studie	folgerichtig	gewesen.	Ebenso	
verwundert	es,	dass	der	Autor	nicht	die	seit	Jahrzehnten	bekannten	schwersten	
Verstöße	gegen	Völkerrecht	und	Menschenrechte	durch	die	israelische	Besatzungs-	und	
Siedlungspolitik	erwähnt.	Die	Unterstützung	dieser	offen	rechtswidrigen	Politik	der	
Apartheid	vor	allem	durch	die	USA,	die	BRD	und	die	meisten	Staaten	der	EU	ist	der	
deutlichste	Beweis	für	die	Doppelmoral	dieser	Staaten.	Wenn	heute	die	mangelnde	
Unterstützung	der	westlichen	Ukraine-Politik	durch	das	Gros	der	Staaten	aus	Asien,	
Afrika	und	Lateinamerika	verwundert,	so	ist	der	Grund	zweifellos	gerade	auch	in	diesem	
„widersprüchlichen	Umgang	mit	dem	Völker(straf)recht“	zu	suchen.	

In	einem	sehr	kurzen	Schlusskapitel	fordert	Ambos	schließlich	eine	„größere	westliche	
Konsistenz	im	Völker(straf)recht)“.	Das	ist	zwar	folgerichtig	und	notwendig,	verspricht	
aber	kaum,	wirksam	zu	sein.	Wie	eine	ausdrückliche	Absage	an	diese	Forderung	liest	
sich	die	jüngste	Antwort	der	Bundesregierung	auf	eine	schriftliche	Anfrage	der	
Abgeordneten	Sevim	Dagdelen.	Sie	hatte	die	Bundesregierung	gefragt,	ob	sie	zu	dem	



Ergebnis	gekommen	sei,	dass	der	Irakkrieg	ein	„Bruch	des	Völkerrechts“	oder	ein	
„völkerrechtswidriger	Angriffskrieg“	sei?	Die	Bundesregierung	verschanzte	sich	hinter	
der	alten	Lüge	der	damaligen	US-Administration,	„wonach	der	Angriff	erst	erfolgte,	
nachdem	dem	Irak	zuvor	‚eine	letzte	Gelegenheit’	gegeben	worden	war,	‚seinen	
Verpflichtungen	bezüglich	der	Kontrolle	und	Vernichtung	seiner	
Massenvernichtungswaffen	nachzukommen’“	(Berliner	Zeitung	v.	18.	12.	2022).	Die	US-
Administration	hatte	sich	dabei	auf	alte	Resolutionen	des	UN-Sicherheitsrats	berufen,	
die	bis	in	das	Jahr	1990	zurückreichten,	aber	durch	die	Tatsache,	dass	es	in	Irak	damals	
keine	Massenvernichtungswaffen	gab,	überholt	waren	und	keine	Legitimation	für	einen	
Angriff	geben	konnten.	

So	unvollständig	die	Materialbasis	dieser	Schrift	auch	ist,	Analyse	und	Kritik	der	
Doppelmoral	sind	fundiert	und	berechtigt.	Das	ist	das	Verdienst	des	Autors,	den	
„Werte“-Mantel	von	einer	Politik	zu	ziehen,	die	das	Völkerrecht	nur	vorschiebt,	um	
dahinter	ihre	Interessen,	wenn	nötig	auch	mit	militärischen	Mitteln,	ungestört	verfolgen	
zu	können.	Die	Doppelmoral	regiert	die	Außenpolitik	auch	heute	noch.	

Hamburg,	Januar	2023	

Norman	Paech	

 

 
	


